
 

 

Plötzlich wieder DDR-Bürger 
MZ-SERIE TEIL 6 Ehemalige Flüchtlinge werden von der Neuberechnung ihrer Renten nach der Einheit überrascht.

VON BÄRBEL BÖTTCHER

HERBSTEIN/MZ - Es ist Montag, der
24. November 1986. Gundhardt
Lässig weiß schon auf dem Weg zu
seiner Arbeitsstelle in Saalfeld:
Heute wird etwas passieren. Der
39-Jährige ist Betriebsleiter der Be-
triebsteile Saalfeld, Pößneck und
Rudolstadt des VEB Kohlehandel
Gera. Noch. Denn der Ingenieur hat
sich nicht getäuscht. Im Büro er-
scheinen drei Herren. Sie nehmen
ihn mit zur Stasi-Kreisdienststelle.
Lässig wird verhört. Der Grund:
Am Freitag zuvor haben er und sei-
ne Frau einen Ausreiseantrag für
sich und die zwei Kinder in den
Briefkasten geworfen. 

„Der Entschluss ist lange gereift.
Immer wieder haben wir überlegt:
Tun wir das Richtige?“, erzählt
Margitta Lässig, die aus Wallendorf
bei Merseburg stammt. „Wir sind

nicht wegen ein paar Bananen ge-
gangen.“ Es sei die Lügerei gewe-
sen, die das Ehepaar nicht mehr er-
tragen konnte, die Gleichgültig-
keit, die ständige Schönfärberei
und Vertuschung wahrer Schwie-
rigkeiten in den Betrieben. Hinzu-
gekommen sei das ständige Drän-
gen, doch in die SED einzutreten.
Und der Druck auf den Sohn, mit
dem in der Schule ohne Wissen der
Eltern Gespräche geführt wurden,
weil er zur Konfirmation gegangen
war. Der nur zur Erweiterten Ober-
schule (EOS) gedurft hätte, wenn er
sich für drei Jahre zur Volksarmee
verpflichtet hätte. Die Lässigs se-
hen in der DDR keine Perspektive
mehr für sich. Sie wollen raus.

Gundhardt Lässig wird zunächst
beurlaubt, Anfang Dezember er-

folgt die fristgemäße Kündigung.
Der Mann, dem am 1. Mai 1986
noch eine Aktivistennadel ange-
steckt wurde, erhält es schwarz auf
weiß: Er ist für die im Arbeitsver-
trag vereinbarte Arbeitsaufgabe
nicht geeignet. Seine Frau, bislang
in der Exportabteilung der Saal-
felder Schokoladenfabrik tätig,
wird in die Abteilung Technik ver-
setzt. Westkontakte sind nun tabu.
Margitta Lässig hat zwar Lohnein-
bußen, kann aber immerhin im Be-
trieb bleiben.

Nach einigem Hin und Her findet
auch Gundhardt Lässig wieder eine
Anstellung - als Hilfsarbeiter im
Saalfelder Diabetiker-Sanatorium
Bergfried. Im Sommer mäht er im
Park Rasen - wobei er sich Bron-
chialasthma holt. Im Winter putzt
er in der Küche Gemüse. 

Das sind aber nicht die einzigen
Änderungen im Leben der Lässigs.
Sie merken, dass ihr Haus beobach-
tet wird, im Telefon knackt es häu-
fig verdächtig, viele Briefe sind ge-
öffnet. Gundhardt Lässig wird von
der Stasi regelmäßig vorgeladen -
„zwecks Klärung eines Sachverhal-
tes“. 48 Stunden darf er dann fest-
gehalten werden. In dieser Zeit
muss er Erniedrigungen und Be-
lehrungen über sich ergehen las-

sen. Den Behörden ist unter ande-
rem seine Teilnahme an Friedens-
gebeten in der Saalfelder Johannes-
kirche ein Dorn im Auge. Der Sohn
darf nicht zur EOS. Er findet auch
keine Lehrstelle, arbeitet schließ-
lich bei der evangelischen Kirche.

Drei Jahre lang geht das so. Bis
zum 25. Mai 1989. An diesem Tag
darf die Familie ausreisen. Lässigs
erhalten kurz vorher ihre Ausbür-
gerungsurkunde. Sie unterschrei-
ben, dass sie keinerlei Ansprüche
mehr an die DDR haben - auch kei-
ne Rentenansprüche an die Sozial-
versicherung.

„In der DDR wurden
wir gebrandmarkt.
Jetzt werden wir
wieder
diskriminiert.“ 
Gundhardt Lässig

Die vier Lässigs landen in der Bun-
desaufnahmestelle Gießen. Acht
Tage dauert die Einbürgerung. Da-
bei erhalten sie einen „Wegweiser
für Flüchtlinge und Übersiedler
aus der DDR“, herausgegeben vom
Bundesminister des Innern. Unter

Punkt 17 heißt es darin: „Flüchtlin-
ge und Übersiedler aus der DDR
oder Berlin (Ost) werden in der ge-
setzlichen Rentenversicherung
grundsätzlich so behandelt, als ob
sie ihr gesamtes Arbeitsleben in
der Bundesrepublik Deutschland
zurückgelegt hätten.“ 

Später wird ihnen das auch
schriftlich durch die Bundesversi-
cherungsanstalt für Angestellte
(heute Rentenversicherung Bund)
mitgeteilt. Für sie gilt das so ge-
nannte Fremdrentengesetz. Dieses
regelt die Renten und Rentenan-
wartschaften von Deutschen, die
„vor ihrem gewöhnlichen Aufent-
halt in der Bundesrepublik
Deutschland aufgrund von Kriegs-
folgen außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes gewohnt
und gearbeitet haben“.

Um das Alter brauchen sich die
Lässigs also keine Sorgen zu ma-
chen. „Rente war für mich kein
Thema mehr“, sagt der Familienva-
ter. Das Ehepaar kümmert sich um
Naheliegenderes. Es geht auf
Arbeitssuche. Die beiden Ingenieu-
re für Papierverarbeitung und Ver-
packungstechnik werden bald fün-
dig. Sie fassen in Hessen Fuß. Zu-
nächst in Schwalmstadt, später in
Herbstein in der Nähe von Fulda.

Auch die Kinder werden bald hei-
misch und gehen ihren Weg. „Wir
haben hier 21 herrliche Jahre ver-
lebt“, sagt Gundhardt Lässig, der
seiner Firma nach dem Mauerfall
den Weg in den Osten ebnet. Es sei
eine harte aber auch erfolgreiche
Zeit gewesen. „Ich habe gut ver-
dient, war keinen Tag arbeitslos,
keinen Tag in Kurzarbeit.“ Seit
2010 bezieht er Rente als Schwer-
behinderter. Seine Frau geht zum
Jahresende 2011 in den vorzeitigen
Ruhestand. 

Doch schon bevor die erste Rente
auf das Konto überwiesen wird,
holt die Lässigs das Thema ein.
1999/2000 werden sie im Internet
auf Berichte anderer ehemaliger
DDR-Flüchtlinge aufmerksam. Da-
rin ist die Rede davon, dass die er-
wartete Rente bei weitem nicht
dem entspricht, was bei der Einbür-
gerung zugesagt worden war. Sie
gehen der Sache nach, holen Aus-
kunft bei der Rentenversicherung
ein. Und siehe da: Für die Berech-
nung der DDR-Zeiten, wird nicht -
wie versprochen - das Fremdren-
tengesetz zugrunde gelegt, son-
dern das Rentenüberleitungsge-
setz. Letzteres wurde geschaffen,
um die Rentenbelange der DDR-
Bürger nach der Wiedervereini-

gung zu regeln. Gundhardt Lässig
ist fassungslos. Nicht nur, dass ihm
monatlich etwa 500 Euro verloren
gehen. „Das erschreckende ist, alle
Flüchtlinge werden wieder zu
DDR-Bürgern gemacht“, sagt er. 

Hinzu kommt, dass die Betroffe-
nen über die offensichtliche Geset-
zesänderung niemals informiert
worden sind. „Alle Flüchtlinge hät-
ten doch einen Aufhebungsbe-
scheid kriegen müssen, aus dem
hervorgeht, dass das Fremdrenten-
gesetz (FRG) nicht mehr für sie
gilt“, unterstreicht er. Bemerkt
wird das erst, als nach 1996 die ers-
ten Betroffenen in Rente gehen. Für
die vor 1937 Geborenen gilt ein
Vertrauensschutz und somit wei-
terhin das FRG. 

Es kommt zu tausenden Klage-
verfahren, Petitionen an den Bun-
destag werden geschrieben. Auch
Gundhardt Lässig zieht vor das So-
zialgericht, dann vor das Landesge-
richt. Ohne Erfolg. Immerhin wird
ihm als ersten Kläger eine Beru-
fungsmöglichkeit vor dem Bundes-
sozialgericht zugestanden. Das
Verfahren läuft.

„In der DDR“, so sagt der heute
64-Jährige, „wurden wir als staats-
feindliche Subjekte gebrandmarkt.
Jetzt werden wir wieder diskrimi-
niert.“ Das Wort Rechtsbeugung
fällt. Er sei zum Zeitpunkt des Mau-
erfalls Bürger der Bundesrepublik
gewesen. „Und wo bitte steht ge-
schrieben, dass Bundesbürger
unter das Rentenüberleitungsge-
setz fallen“ fragt er. Erst nach dem
18. Mai 1990 habe es keine Einbür-
gerungsverfahren mehr gegeben. 

Die Betroffenen, von etwa
200 000 ist die Rede, merken, dass
sie als Einzelpersonen nichts be-
wirken können. Es entsteht die
Idee, sich zu treffen. Das geschieht
am 23. Juli 2008 - am „Point Alpha“
im thüringischen Geisa. Hier an
der ehemaligen innerdeutschen
Grenze war früher ein amerikani-
scher Beobachtungsstützpunkt.
Heute erinnert eine Gedenkstätte
an die deutsche Teilung. 

Das Treffen einer Gruppe ehe-
maliger Flüchtlinge ist die Geburts-
stunde der Interessengemein-
schaft Ehemaliger DDR-Flüchtlinge
e.V. Gundhardt Lässig arbeitet im
Vorstand mit. Er hofft, dass die Po-
litik die Notbremse zieht - und erin-
nert an einen Satz der Bundeskanz-
lerin: „Wenn ein Gesetz falsch
wirkt, muss es geändert werden.“

Der Verein im Netz:
www.iedf.de

Mehr im Netz unter:
www.mz-web.de/rente

Ministerin blockt
SPD-Antrag ab
Union fürchtet weitere Begehrlichkeiten.
VON MARKUS DECKER

BERLIN/MZ - Die schwarz-gelbe Ko-
alition ist nicht bereit, rentenrecht-
liche Nachteile für Flüchtlinge und
Übersiedler aus der DDR zu beseiti-
gen. Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) blockt
einen entsprechenden Antrag der
SPD-Bundestagsfraktion nach MZ-
Informationen ab. Deren aus Nord-
rhein-Westfalen stammender Ren-
tenexperte Anton Schaaf hatte den
Antrag am 13. April in den Bundes-
tag eingebracht. Demzufolge sei
„zu gewährleisten, dass die Ren-
tenansprüche von Altübersiedlern,
die nach dem 31. Dezember 1936
geboren und bis zum Fall der Mau-
er am 9. November 1989 in die
Bundesrepublik Deutschland ge-
kommen sind, nach dem Fremd-
rentengesetz zu bewerten sind“.
Der Antrag wurde im zuständigen

Bundestagsausschuss für Arbeit
und Soziales bisher nicht beraten.

Wann sich das Plenum des Bun-
destages damit befassen wird, ist
völlig unklar. Das Bundesarbeits-
ministerium stellt unter anderem
in Abrede, dass den Betroffenen
überhaupt finanzielle Verluste ent-
stehen. In der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion existieren hingegen
durchaus Sympathien für die SPD-
Position - und zwar nicht zuletzt
unter den ostdeutschen Abgeord-
neten. Allerdings herrschen Zwei-
fel an der politischen Durchsetz-
barkeit des Vorstoßes. 

Es gebe auch Gegenargumente,
heißt es. So seien Übersiedler in
den Genuss von Eingliederungshil-
fen gekommen. Politische Häftlin-
ge wiederum seien zum Teil freige-
kauft worden - mit Summen von bis
zu einer Million D-Mark. Wenn
man Letztere gegenrechne, brau-

che man über zusätzliche Forde-
rungen bei der Rente gar nicht
mehr zu reden. Auch ist nach
Unionsmeinung zu befürchten,
dass eine Befriedigung der einen
Gruppe Begehrlichkeiten anderer
Gruppen wecken würde. 

Der rentenpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Peter Weiß, will nun vor der Debat-
te im Ausschuss ein „internes
Fachgespräch“ mit den politisch
Beteiligten führen. Der Sprecher

der FDP-Bundestagsfraktion für
den Aufbau Ost, Patrick Kurth, sag-
te der MZ: „Wir haben aufgrund der
Ungerechtigkeiten im DDR-System
nun Ungerechtigkeiten in wahn-
sinnig vielen Einzelfällen: bei Ge-
schiedenen, Hausfrauen, Übersied-
lern. Es ist aber außerordentlich
schwierig, sämtliche Ungerechtig-
keiten zu beseitigen.“ Er plädierte
dafür, Missstände im Rahmen ei-
ner umfassenden Ost-West-Ren-
tenangleichung zu beheben. Son-

derregelungen seien laut Kurth
„nicht möglich“. 

Schreiben Sie uns Ihre Meinung an: Mit-
teldeutsche Zeitung, 06075 Halle, Stich-

wort: Rente oder per Mail an: 
redaktion.leserbriefe@mz-web.de 

Lesertelefon ab 10 Uhr: 
0345/5654240

Am 31. Mai findet von 10 bis 12 Uhr
zum Thema Rente ein Telefonforum mit

Experten der Rentenversicherung statt. 
Telefonnummern: 0345/5608 218 
oder -5608 019

Schwarz-Gelb hat im
Koalitionsvertrag ein
einheitliches Renten-
system in Ost und West
als Ziel genannt.
Wie ist der Stand? Wie
leben Rentner heute?
Mit welchen Problemen
kämpfen sie? Das be-
leuchtet die MZ-Serie.

Thema heute:
Wieder DDR-Bürger
Montag: Christoph Bergner
im Interview
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GROSSE MZ-RENTENSERIE

Margitta und Gundhardt Lässig blättern in ihren Unterlagen. Vom bundesdeutschen Rechtsstaat sind sie enttäuscht.                                                                                                                FOTO: ANDREAS STEDTLER
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